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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage der europäischen Wirtschaft:
Zwischenbericht über die Grundzüge der Wirtschaftspolitik 2008

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Zwischenberichts der Kommission über die integrierten Leitlinien für 
Wachstum und Beschäftigung 2008,

– in Kenntnis des vorbereitenden Berichts des vergangenen Jahres über die Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik 2007 (A6-0012/2007),

– gestützt auf Artikel 108 Absatz 5 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass sich Wirtschaftspolitik auf Maßnahmen bezieht, die die 
Regierungen im wirtschaftlichen Bereich ergreifen müssen, um ein nachhaltiges und 
langfristiges Wirtschaftswachstum zu gewährleisten und damit den Bedürfnissen der EU-
Bürger gerecht zu werden,

B. in der Erwägung, dass die Frage, inwieweit Politikansätze der öffentlichen Hand 
Wachstum fördern, von den in der Wirtschaft dominierenden Quellen und Behinderungen 
für Wachstum und von der durch das globale wirtschaftliche Umfeld festgelegten 
bestimmten Konstellation von Sachzwängen und Möglichkeiten abhängt,

C. in der Erwägung, dass es eindeutige Beweise dafür gibt, dass hohe Inflationsraten, 
übermäßige makroökonomische Ungleichgewichte, Investitionsrückstände in 
Humankapital und ein umfangreiche handelspolitische Schutzmaßnahmen keine 
Grundlage für ein nachhaltiges und effizientes Wirtschaftswachstum darstellen,

D. in der Erwägung, dass Wirtschaftsanalysen ergeben, dass das Pro-Kopf-BIP der EU um 
etwa ein Fünftel geringer wäre, wenn keine Integration stattgefunden hätte,

E. in der Erwägung, dass die neue EU eine einmalige Mischung von entwickelten 
Volkswirtschaften und konvergierenden Niedrigkosten-Volkswirtschaften darstellt, die es 
gestattet, Kosten einzusparen, umfassende interne und externe Einsparungen 
vorzunehmen und dem deflationären und inflationären Druck aufstrebender 
Volkswirtschaften zu widerstehen,

F. in der Erwägung, dass die erweiterte EU, die mit ihren 500 Millionen Einwohnern zu den 
größten Märkten weltweit gehört, zu einem Global Player geworden ist und sich weltweit 
als einer der führenden Normgeber durchgesetzt hat,

G. in der Erwägung, dass die zunehmende Profilierung und Attraktivität des EU-
Binnenmarktes die wirtschaftliche Auswanderung, die Nachfrage nach politischer und 
finanzieller Unterstützung bei der Lösung von Problemen weltweit und den Zufluss 
privater und staatlicher Investitionen begünstigt,
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H. in der Erwägung, dass die erweiterte EU zahlreiche Veränderungen durchläuft und dass 
die Schaffung des Binnenmarktes erhebliche Auswirkungen nicht nur auf die 
Volkswirtschaften der einzelnen Mitgliedstaaten, sondern auch auf die politische und 
soziokulturelle Entwicklung der Gesellschaften hat,

I. in der Erwägung, dass der erweiterte EU-Binnenmarkt aufgrund einer ungleichen 
Entwicklung in den einzelnen Mitgliedstaaten und eines unterschiedlichen Bedarfs an 
Strukturreformen im Zuge neuer globaler und technologischer Herausforderungen eine 
Volkswirtschaft im Übergang darstellt, 

J. in der Erwägung, dass die politisch Verantwortlichen bei der Festlegung der Grundzüge 
der Wirtschaftspolitik der EU die gemeinsamen Herausforderungen, denen sich die 
Volkswirtschaften der EU derzeit gegenübersehen und in den kommenden Jahren 
gegenübersehen werden, eindeutig benennen und angehen müssen,

K. in der Erwägung, dass die Sensibilisierung und die aktive Unterstützung der EU-Bürger 
eine Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen darstellt,

Externe Wirtschaftspolitik

1. betont, dass die zunehmende Bedeutung der EU als Global Player die Haushalte auf 
Unionsebene und auf nationaler Ebene zusätzlich belastet, was zu einer 
makroökonomischen Destabilisierung führen könnte, verbunden mit der Notwendigkeit 
einer Festlegung gemeinsamer außen- und wirtschaftspolitischer Mechanismen im 
Hinblick auf eine entsprechende Bewältigung der externen Auswirkungen auf den 
Binnenmarkt der Union;

2. vertritt die Auffassung, dass eine Konsolidierung der Industrien auf globaler Ebene und 
die Übernahme von EU-Unternehmen durch Investoren von außerhalb der Union 
möglicherweise zu einer Beeinträchtigung der Vorteile des Binnenmarkts und der 
erheblichen Einsparungen führen könnten, die aufgrund einer einheitlichen Teilnahme am 
globalen Marktgeschehen erwirtschaftet werden, sofern keine angemessene Koordination 
beim Aufbau des institutionellen EU-Überwachungsrahmens und bei der Umsetzung der 
Rechtsvorschriften durchgesetzt würden;

3. betont, dass Wechselkursschwankungen aufgrund zunehmender Ungleichgewichte in 
Drittländern den Wettbewerbsdruck auf EU-Unternehmen erhöhen und die Notwendigkeit 
einer Reaktion der Union durch gegenseitige Vereinbarungen, eine Stärkung der 
Befugnisse der EU-Wettbewerbsbehörden oder durch den Aufbau von EU-
Eliteunternehmen offen legen;

4. vertritt die Auffassung, dass eine zunehmende Nachfrage nach natürlichen Ressourcen, 
Grunderzeugnissen und Dienstleistungen aufgrund des Wachstums in aufstrebenden 
Volkswirtschaften bei den Volkswirtschaften der EU-Mitgliedstaaten zu Inflationsdruck 
führen kann; vertritt ferner die Auffassung, dass zur Lösung dieses Problems 
inflationsbekämpfende wirtschaftspolitische Instrumente und ein Rahmen für 
gegebenenfalls erforderliche makroökonomische Anpassungen vorbereitet werden sollten;
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Interne Wirtschaftspolitik

5. stellt fest, dass die Unionsbürger darüber beunruhigt sind, dass ein verstärkter Wettbewerb 
im Binnenmarkt aufgrund der Erweiterung, der Integration und der Mobilität von 
Arbeitskräften dazu führt, dass die herkömmlichen Arbeitsmodelle auf flexiblere 
Arbeitsmodelle umgestellt werden, und vertritt die Auffassung, dass diese Sorgen mit 
Hilfe von politischen Maßnahmen aufgegriffen werden sollten, die zu einer Ausweitung 
der Versorgung und einer Verbesserung der Qualität jener öffentlichen Güter und 
Dienstleistungen führen, die im Laufe der Zeit dazu beitragen können, das 
Produktivitätswachstum zu steigern und eine aktive Arbeitsmarktpolitik zu begünstigen; 

6. betont, dass die Verlangsamung des Produktivitätszuwachses ein wichtiges Anliegen für 
die Wirtschaftspolitik darstellt und in der Union unterschiedliche Ausgestaltungen erfährt, 
die ihrerseits jedoch über ein übergreifendes gemeinsames Muster verfügt, bei dem 
Schwächen auf den Märkten, beim Vertrieb und bei den Finanzdienstleistungen aufgezeigt 
werden;

7. betont, dass die mangelhafte strukturelle Flexibilität den effizienten Einsatz neuer 
Technologien und die Zugänglichkeit von Netzwerken bei schwächelnden 
Industriebereichen verhindert; vertritt die Ansicht, dass die Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik angebotsspezifische Maßnahmen umfassen sollten, die so festgelegt 
werden, dass sie ein günstiges Umfeld für grenzüberschreitende Geschäftstätigkeiten 
bieten und die Entstehung eines einheitlichen Finanzmarktes begünstigen; 

8. befürwortet die Notwendigkeit einer Unterstützung von Maßnahmen zur 
Umstrukturierung der Wirtschaft anhand innovativer Maßnahmen in den Bereichen 
Lenkungsprozesse, Verfahren und Organisationsstrukturen; vertritt die Auffassung, dass 
neue Unternehmen in diesem Bereich weniger auf Kapital angewiesen sind als auf 
Kreativität, und dass diese Unternehmen kleineren Betrieben und den jüngeren 
Generationen zahlreiche Möglichkeiten bieten; 

9. stellt fest, dass die Wettbewerbspolitik strukturpolitische Maßnahmen ergänzen sollte, mit 
denen das Entstehen von Kartellen und von Bedingungen zur Verdrängung von 
Kleinbetrieben aufgrund des Konsolidierungsprozesses auf Unionsebene verhindert 
werden soll;

10. vertritt die Auffassung, dass mit Hilfe einer verstärkten Koordination der wirtschaftlichen 
Reformen in einzelnen Mitgliedstaaten und einer Modernisierung der Wirtschaft durch 
eine Umstellung der wirtschaftspolitischen Strategie von einem auf Integration und 
Investitionen beruhenden Wachstum auf ein technologiegestütztes Wachstum im Rahmen 
der Integration eine Verbesserung der Produktivität in den Bereichen Märkte, Vertrieb 
und Finanzdienstleistungen erreicht werden könnte; 

Institutionelle Maßnahmen

11. vertritt die Auffassung, dass der Einfluss der Wirtschaftslage auf das langfristige 
Wachstum keinen Automatismus darstellt und dass der Aufbau marktsensibler 
Institutionen bestimmt, inwieweit die Wirtschaft in der Lage ist, ihr strukturelles 
Wachstumspotenzial umzusetzen;
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12. vertritt die Auffassung, dass die institutionellen Entwicklungen auf Unionsebene eine 
effiziente Koordination der wirtschaftspolitischen Ansätze erleichtern und die Konsistenz 
zwischen den integrierten Leitlinien und den nationalen Reformprogrammen 
gewährleisten sollten;

13. betont, dass die von der Eurogruppe, vom Wirtschafts- und Finanzausschuss, vom 
Ausschuss für Finanzdienstleistungen und vom Ausschuss für Wirtschaftspolitik geleistete 
Arbeit für eine effiziente Koordination und Umsetzung der wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen der Union von zentraler Bedeutung ist;

14. bekundet seine Überzeugung, dass die Rolle des Europäischen Parlaments und der 
nationalen Parlamente bei der Festlegung der Wirtschaftsstrategie ebenso gestärkt werden 
muss wie die einschlägigen Zusammensetzungen des Ministerrates;

15. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 
den Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


